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Antrag 

der Abgeordneten Wolfgang Börnsen (Bönstrup), Ernst Hinsken, Kurt 
J. Rossmanith, Dr. Dionys Jobst, Heinrich Seesing, Dr. Walter Franz Altherr, 
Anneliese Augustin, Heinz-Günter Bargfrede, Peter Bleser, Klaus Brähmig, Paul 
Breuer, Peter Harry Carstensen (Nordstrand), Wolfgang Dehnel, Dirk Fischer 
(Hamburg), Erich G. Fritz, Hans-Joachim Fuchtel, Johannes Ganz (St. Wendel), 
Elisabeth Grochtmann, Claus-Peter Grotz, Carl-Detlev Freiherr von Hammerstein, 
Klaus Harries, Rainer Haungs, Dr. Egon Jüttner, Ulrich Junghanns, Dr. Volkmar 
Köhler (Wolfsburg), Thomas Kossendey, Theo Magin, Erwin Marschewski, Günter 
Marten, Maria Michalk, Johannes Nitsch, Friedhelm Ost, Dr. Gerhard Päselt, Hans- 
Wilhelm Pesch, Helmut Rode (Wietzen), Helmut Sauer (Salzgitter), Heinz Schemken, 
Christian Schmidt (Fürth), Trudi Schmidt (Spiesen), Stefan Schwarz, Dr. Hermann 
Schwörer, Dr. Klaus-Dieter Uelhoff, Dr. Roswitha Wisniewski und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Paul K. Friedhoff, Horst Friedrich, Josef 
Grünbeck, Martin Grüner, Dr. Jens Jordan, Dr. Otto Graf Lambsdorff, Marita Sehn, 
Jürgen Türk und der Fraktion der F.D.P. 


Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das wirtschaftliche West-Ost-Gefälle bleibt auch in den kommen- 
den Jahren bestehen. Daher wird der Schwerpunkt der Regional- 
förderung auf absehbare Zeit in den neuen Ländern liegen. Doch 
auch in den alten Bundesländern benötigen ländliche Räume, die 
z. B. vom Strukturwandel in der Landwirtschaft oder vom Trup- 
penabbau in besonderer Weise betroffen sind, weitere Anpas- 
sungshilfen durch die Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe (GA) 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". Gleiches gilt 
für „alte" Industrieregionen mit sektoralen Umstrukturierungs- 
problemen. Der regionale Standortwettbewerb wird sich im Zuge 
der Globalisierung der Märkte intensivieren. Der Anpassungs- 
druck auf die Regionen wird steigen. 

Regionale Wirtschaftsförderung wird auch weiterhin in den neuen 
Bundesländern unabdingbar sein. Allerdings kann sie keine voll- 
ständige Angleichung der regionalen Wirtschaft erreichen. Die 
Angleichung der Regionen ist in Westdeutschland bis heute nicht 
gelungen, auch in Zukunft wird es Unterschiede zwischen Frank- 
furt und Ostfriesland, zwischen Mecklenburg und Sachsen geben. 
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Zugleich wird der Druck auf die Regionalpolitik in zweifacher 
Weise zunehmen: Als Folge der Maastrichter Beschlüsse (Kohä- 
sionsfonds, industriepolitische Ambitionen) dürfte das Gewicht 
der EG in der Regionalpolitik ansteigen. Der finanzielle Spielraum 
der Regionalförderung dürfte als Folge der Haushaltslasten 
zumindest für die alten Bundesländer begrenzt sein. Anerkannt 
wird in diesem Zusammenhang als ein Schritt in die richtige 
Richtung, daß die 16 strukturschwächsten Regionen sowie das 
Saarland bei der GA-Festlegung 1994 bis 1996 durch die Bewer- 
tung ihrer Einwohner mit dem Faktor 1,5 eine höhere Förderung 
erhalten. 

Gleichwohl verdient die Regionalförderung über diesen Zeitraum 
und über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" hinaus die besondere Aufmerksamkeit 
des Bundes. 

Folgerungen aus regionalpolitischer Sicht: 

1. In den neuen Bundesländern muß die Förderung fortgesetzt 
werden. Zur Steigerung der Wirksamkeit der Förderung in den 
neuen Bundesländern sind bei der Förderung verstärkt sach- 
liche und räumliche Schwerpunkte zu bilden. 

2. Auch in den alten Bundesländern ist eine sachliche und räum- 
liche Schwerpunktbildung erforderlich. Hierfür stehen als Ein- 
flußgrößen außer dem Fördergebiet die Förderintensität sowie 
der Mittelumfang zur Verfügung (Konzentration des Mittelein- 
satzes, Ausschöpfen von Höchstsätzen). 

3. Bei der Neuabgrenzung des Fördergebietes müssen sachge- 
rechte Kriterien die Grundlage bilden, die die besonderen 
Problemlagen altindustrieller Gebiete als auch ländlicher, noch 
entwicklungsbedürftiger Räume in ausgewogener Weise be- 
rücksichtigen. 

4. Es ist von seiten der Länder dafür Sorge zu tragen, daß auch sie 
die Fördermittel verstärkt auf die strukturschwächsten Regio- 
nen konzentrieren. 

5. Um die Wirksamkeit der Förderung aufrechtzuerhalten, muß 
eine regelmäßige Überprüfung des Fördergebietsumfanges 
erfolgen, in dem die EG -rechtlich möglichen Förderintensitäten 
voll ausgeschöpft werden können. 

6. Der Wunsch der Regionen, Entwicklungskonzeptionen selbst 
zu erarbeiten und umzusetzen, ist gewachsen. Dieser Tendenz 
zur Dezentralisierung sollte verstärkt durch Mitförderung von 
Modellen Rechnung getragen werden, 

7. Bund und Länder sollen sicherstellen, daß der Einsatz raum- 
und strukturwirksamer öffentlicher Mittel (z. B. Verkehrspolitik 
und Forschungsförderung) nicht ausschließlich nach dem 
Bedarfsprinzip erfolgt, weil dieses Prinzip die strukturstarken 
Ballungsräume bevorzugt. Verstärkt sollten regionale Aus- 
gleichskriterien Grundlage dieser strukturwirksamen Mittel- 
und Be schaff ungsvergabe sein, weil damit eine Verzerrung des 
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Wettbewerbes der Regionen zum Nachteil strukturschwacher 
Räume vermieden wird. Darüber hinaus sollten öffentliche 
Institutionen sowie Forschungseinrichtungen von Bund und 
Ländern in strukturschwachen Räumen angesiedelt werden. 


Bonn, den 28. Juni 1994 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
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